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Folgen von Tschernobyl

Weiterhin 
Spitzenwerte 
bei Pilzen
Tschernobyl ist noch 
immer nicht „gegessen“

Die Spitzenwerte der im Jahr
2012 vom Umweltinstitut 
München gemessenen Pilze 
liegen wie bereits im Jahr zu-
vor über 2000 Becquerel Cä-
sium-137 pro Kilogramm 
Frischgewicht (Bq/kg). Maro-
nenröhrlinge aus Fischach im 
Landkreis Garmisch-Parten-
kirchen enthielten 2300 Bq/kg 
und Maronenröhrlinge aus 
Buchach im Ostallgäu immer-
hin 2000 Bq/kg. Werte im 
vierstelligen Becquerel-Be-
reich sind bei uns leider noch 
längst keine Seltenheit, erklä-
ren die Münchner Forscher, 
vor allem bei Maronenröhr-
lingen, die das Cäsium beson-
ders gut aufnehmen können.

Die Meßwerte der Pilzsaison 
2012 sind zu finden unter
http://umweltinstitut.org/radioakti
vitat/messungen/pilze-und-lebens 
mittel-903.html?utm_medium=e
mail&utm_source=Newsletter&ut
m_term=Pilzmessungen&utm_ca
mpaign=Standard+Kampagne 

Umweltradioaktivität

Münchner 
Forschungs-
reaktor mußte 
wegen zu hoher 
Emissionen 
abgeschaltet 
werden
Am 9. November 2012 wurde 
die Arbeit am Forschungsre-
aktor FRM II in Garching bei 
München überraschend einge-
stellt, der Reaktor vorzeitig 
abgeschaltet und alle Experi-
mente bis zum Jahresende zu-
nächst abgesagt. Grund hierfür 
waren extrem hohe Abgaben 

des radioaktiven Isotops 
Kohlenstoff-14 (C-14) in die 
Luft, die nahe an die Jahres-
Genehmigungswerte heran-
kamen. Das meldete das Um-
weltinstitut München am 21. 
Dezember 2012.
Laut Angaben der Betreiber 
waren bereits 95 Prozent der 
Jahreshöchstmenge erreicht. 
Dies ist immens, da norma-
lerweise Atomanlagen ihre 
Genehmigungswerte nur bis 
zu zehn Prozent ausschöpfen.
„Es ist ein Skandal, daß die 
Bevölkerung darüber nicht in-
formiert wurde“, kritisiert 
Christina Hacker, Vorstands-
mitglied im Umweltinstitut 
München. „Man muß schon 
sehr genau suchen, um die gut 
versteckten Meldungen auf 
der Homepage des FRM II zu 
finden“, so Hacker.
Karin Wurzbacher, Physikerin 
im Umweltinstitut München, 
erklärt: „Mir ist bisher kein 
einziger Fall untergekommen, 
bei dem ein Reaktor wegen 
Ausschöpfung der genehmig-
ten Abgaben für radioaktive
Stoffe abgeschaltet werden 
mußte. Normalerweise sind 
die Genehmigungswerte der 
Atommeiler so hoch gehalten, 
daß die tatsächlichen Emis-
sionen nur etwa 10 Prozent 
davon betragen“.

Bereits im Dezember 2012 ist 
der FRM-II jedoch wieder in 
Betrieb genommen worden. 
Verschiedene Stellen hätten 
die Genehmigung dazu erteilt. 
Offenbar sollten in den letzten 
Wochen des Jahres auch noch 
die restlichen fünf Prozent der 
genehmigten radioaktiven 
Emissionen ausgeschöpft wer-
den – zu Lasten der Anwoh-
ner. Die Tatsache, daß die C-
14-Abgaben in den letzten 
Jahren ständig angestiegen 
sind und der Reaktor trotz der 
unerwartet hohen Abgaben 
von C-14 wieder angefahren 
wurde, läßt uns doch an der 
Zuverlässigkeit der Techni-
schen Universität München 
als Reaktorbetreiberin zwei-
feln, erklärt das Umweltinsti-
tut München. 

Atommüll-Lager

Gesetzentwurf 
für schnellere 
Rückholung 
radioaktiver 
Fässer aus der 
Schachtanlage 
Asse II
Die Schachtanlage in dem vor 
einem Zusammenbruch ste-
henden Salzbergwerk Asse II 
soll geschlossen und die 
Rückholung der darin gela-
gerten mit radioaktiven und 
chemischen Abfällen gefüllten 
Fässer beschleunigt werden. 
In einem fraktionsübergrei-
fenden Gesetzentwurf (Bun-
destagsdrucksache 17/11822
vom 11.12.2012) sprechen 
sich CDU/CSU, SPD, FDP 
und Bündnis 90/Die Grünen 
für eine entsprechende Ände-
rung des Atomgesetzes (§ 
57b) aus. Mit dem Gesetzent-
wurf sollen die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für eine 
schnellere Stilllegung der 
Anlage geschaffen und be-
stimmte Verfahren für die 
Rückholung der radioaktiven 
Fässer erleichtert werden, 
heißt es. So sollen etwa für die 
Bergung der Abfälle kein ei-
genes Planfeststellungsverfah-
ren erforderlich sein und be-
stimmte Teilgenehmigungen 
schneller eingeholt werden 
können. Außerdem solle bei 
Gewährleistung des Strahlen-
schutzes die Möglichkeit ge-
geben werden, von bestimm-
ten Vorschriften der Strahlen-
schutzverordnung abzuwei-
chen. Auch beim Vergabe-
recht würde mit der Gesetzes-
änderung eine schnellere Er-
teilung von Aufträgen erfol-
gen können, heißt es.

In der Schachtanlage Asse II
bei Wolfenbüttel wurden von 
1967 bis 1978 unter der Regie 
des GSF-Forschungszentrums 
für Umwelt und Gesundheit in 
Neuherberg (heute Helmholtz-
Zentrum München) rund 
126.000 Fässer mit radioakti-

ven und anderen Abfällen ein-
gelagert. Im Jahr 2010 wurde 
die Anlage dem Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) un-
terstellt, das sich nach einem 
Optionenvergleich für eine 
Stilllegung und Rückholung 
der Fässer entschied. Da sich 
der Zustand der Anlage zu-
nehmend verschlechtert, sol-
len die Arbeiten für eine 
Stilllegung jetzt weiter be-
schleunigt werden. Allerdings 
ist eine bereits verschlossene 
Kammer mit 4.300 Atommüll-
Fässern trotz Erkundungsboh-
rungen immer noch nicht wie-
dergefunden worden.

Entwurf eines Gesetzes zur Be-
schleunigung der Rückholung ra-
dioaktiver Abfälle und der Still-
legung der Schachtanlage Asse II, 
Bundestagsdrucksache 17/11822 
vom 11.12.2012.
http://dipbt.bundestag.de/dip21/bt
d/17/118/1711822.pdf 

Atommüll-Lagerung

Bilanz des 
Gorleben Unter-
suchungsaus-
schusses
Es wurde manipuliert, ver-
dreht und gelogen. DIE 
LINKE kommt nach 76 Anhö-
rungen von Zeugen und Sach-
verständigen und der Sichtung 
von circa 2.000 Akten im 
Untersuchungsausschuß Gor-
leben zu einem klaren Ergeb-
nis. Seit 1977 trafen Bundes-
regierungen aller Couleur mit 
der Standortentscheidung oder 
dem Festhalten an Gorleben 
als möglichem Endlager für 
radioaktive Abfälle fatale 
Fehlentscheidungen. Dabei 
wurden Meßergebnisse umge-
deutet, Gutachten beschönigt, 
Karten gefälscht, Berichte 
manipuliert und Kritiker ge-
schaßt. 

DIE LINKE ist die erste 
Fraktion, die noch bevor der 
Parlamentarische Untersu-
chungsausschuß Gorleben am 
13. Dezember 2012 seine Be-
weisaufnahme formal been-
dete, die Ergebnisse in einer 

http://umweltinstitut.org/radioakti
http://dipbt.bundestag.de/dip21/bt
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ausführlichen Bilanz zusam-
mengefaßt hat.
„Die Beweise, daß Gorleben 
in den Jahren 1976/77 aus rein 
politischen Gründen als 
Standort für ein Nukleares 
Entsorgungszentrum ausge-
wählt wurde, liegen auf der 
Hand. Auch daß in den 1990er 
Jahren Angela Merkel (CDU) 
als Bundesumweltministerin 
alles dafür tat zu suggerieren, 
Gorleben sei erste Wahl, auch 
wenn ihr Fachbehörden wi-
dersprachen“, schließt auch 
die Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow-Dannenberg 
(BI) aus den bisherigen Veröf-
fentlichungen. Die BI bemän-
gelt jedoch, daß der Fokus 
nicht auch auf das Jahr 1983 
gerichtet wurde. Nach Ab-
schluß der Tiefbohrungen, die 
belegten, daß der Salzstock 
Wasserkontakt hat, regte die 
damals federführende Physi-
kalisch-Technische Bundesan-
stalt (PTB) an, alternativ zu 
Gorleben auch andere Stand-
orte zu untersuchen. „Aber 
das politische Bonn interve-
nierte, um den Entsorgungs-
nachweis nicht zu gefährden, 
der unter anderem an Fort-
schritte bei der Erkundung 
Gorlebens gekoppelt war“, 
erinnert BI-Sprecher Wolf-
gang Ehmke. Vergleichende
Untersuchungen unter Ein-
schluß Gorlebens hätten da-
mals vor dem Beginn des 
Abteufens von Schächten 
noch Sinn gemacht. Die wei-
tere Erkundung in Verbindung 
mit dem klammheimlichen 
Ausbau Gorlebens in den 
1990er Jahren habe aber die 
Lügengeschichte um die an-
gebliche Eignungshöffigkeit 
erst komplett gemacht. „Des-
halb verheddern sich die Grü-
nen auch heute politisch, 
wenn sie einerseits ganz rich-
tig auf Merkels Tricksereien 
verweisen, zugleich aber Gor-
leben nach 35 Jahren Lug und 
Trug nicht als Endlager auf-
zugeben bereit sind“, so Ehm-
ke.
Papierexemplare der Broschüre
können kostenlos bestellt werden 
über das Bundestags-Büro Doro-
thée Menzner (MdB): dorothee.
menzner@bundestag.de, Tel.: 030-

227-73168. Download unter www.
nachhaltig-links.de/index.php/gor
leben/1236-verfaelscht-versaeum
t-verladen-untersuchungsausschu
ss-die-linke-im-bundestag-legt-erg
ebnisse-vor 

Atommüll-Lagerung

„Altmaier will 
Gorleben“
Die Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow-Dannenberg 
(BI) sieht in den bisherigen 
Entwürfen des Bundesum-
weltministers Peter Altmaier 
(CDU) für ein „Standortsuch-
gesetz“ eine klare Linie. 
„Gorleben soll auf Umwegen 
durchgesetzt werden und die 
Kontroll- bzw. Klagerechte 
der Öffentlichkeit werden auf 
eine „Mitsprache“ zusammen-
gestutzt.“ Das gehe aus einem 
Vergleich der Gesetzentwürfe 
aus dem Juni und Oktober 
2012 hervor. „Wir haben die 
Gesetzentwürfe unter die 
Lupe genommen und kommen 
zu dem Schluß: Altmaier will 
Gorleben“, so der BI- Spre-
cher Wolfgang Ehmke.
Zentraler neuer Baustein bei 
der Endlagersuche ist ein 
„Bundesamt für kerntechni-
sche Sicherheit“. Aus den 
Entwürfen werde auch klar, 
woher das Personal und das 
Fachwissen der neuen Be-
hörde kommen sollen, zum 
Beispiel aus der alten Bundes-
anstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR). Das 
Auswahlverfahren falle unter 
die „Zuständigkeit der [Bun-
desbehörde/Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Roh-
stoffe]û“ hieß es im Juni-
Entwurf, im Oktober wurde 
der Hinweis auf die BGR ge-
tilgt. Die Rolle des Bundes-
amtes für Strahlenschutz 
(BfS), das bisher im Auftrag 
des Bundes mit der Erkun-
dung bzw. Errichtung von 
Atommülldeponien befaßt 
war, gehe gegen null. Statt-
dessen soll in der neuen Bun-
desbehörde ein „Institut für 
die Standortauswahl" errichtet 
werden. Der Passus lautet: 
„Das Institut für die Standort-

auswahl (Institut) ist zuständig 
für die wissenschaftliche Er-
arbeitung der Entscheidungs-
grundlagen, die Festlegung 
der standortbezogenen Erkun-
dungsprogramme und Prüf-
kriterien, die übrige Vorbe-
reitung der Standortentschei-
dung und sorgt für die Unter-
richtung und Beteiligung der 
Öffentlichkeit.“ Diese soll 
über eine Begleitgruppe, Bür-
gerdialoge und Konferenzen 
eingebunden werden. „Ein 
Veto- oder Klagerecht ist 
nicht vorgesehen, man darf 
mitreden, das ist alles“, be-
klagt Martin Donat, der BI-
Vorsitzende.

„Die BGR steht für die Salzli-
nie und hat die Luftnummer, 
der Salzstock Gorleben sei 
eignungshöffig bzw. geeignet, 
ständig befeuert“, kritisiert die 
BI. Die BGR arbeite im Rah-
men der „vorläufigen Sicher-
heitsanalyse Gorleben“ auch 
an einer Sicherheitsprognose, 
wie sie im Gesetzentwurf als 
letzter Schritt vor der Stan-
dortentscheidung gefordert 
wird, ein Sicherheitsnachweis 
wurde hingegen fallen gelas-
sen.

Im Schulterschluß mit Green-
peace und anderen Akteuren 
erneuert die BI deshalb die 
Forderung, daß ein parteien-
unabhängiger „Zukunftsrat“
und nicht eine weisungsge-
bundene Behörde, deren 
Kernpersonal Gorleben favo-
risiert, den Aufschlag macht, 
und zwar zur Steuerung und 
Überwachung der Schritte, 
wie mit dem Atommüll künf-
tig umgegangen wird. 

IPPNW/ICBUW-Report:

Die gesundheit-
lichen Folgen 
von Uran-
munition
Uranwaffen müssen 
geächtet werden

Die gesundheitlichen Schädi-
gungen durch Uranmunition 

für Zivilbevölkerung, Solda-
ten und Umwelt sind so gra-
vierend, daß sie international 
geächtet werden muß. Zu die-
sem Ergebnis kommt der Re-
port „Die gesundheitlichen 
Folgen von Uranmunition –
Die gesellschaftliche Debatte 
um den Einsatz einer umstrit-
tenen Waffe“ der internatio-
nalen Ärzteorganisation IPPNW
in Zusammenarbeit mit der 
International Coalition to Ban 
Uranium Weapons (ICBUW).

Abgereichertes Uran (engl. 
Depleted Uranium; DU) ent-
steht bei der Anreicherung 
von Kernbrennstoff für Atom-
kraftwerke und von waffenfä-
higem Uran für Atombomben. 
Weltweit nutzen Militär und 
Rüstungsfirmen Waffen mit 
Uranmunition, zum Beispiel 
um Panzer zu zerstören oder 
Bunker zu sprengen. Unter 
anderem besitzen die USA, 
Großbritannien, Frankreich, 
Rußland, Griechenland, die 
Türkei, Israel, Pakistan, Sau-
di-Arabien und Thailand diese 
Waffen. Bei der Explosion 
dieser Munition bildet sich ein 
Aerosol mit Partikelgrößen im 
Nano-Bereich. Diese Partikel 
gelangen durch Einatmen, 
durch Aufnahme mit dem 
Wasser oder Nahrungsmitteln, 
aber auch über Wunden in den 
menschlichen Körper. Im Blut 
gelöstes DU wird in wenigen 
Tagen über die Nieren ausge-
schieden, aber im Skelett ein-
gelagerte Uranpartikel liegen 
dort jahrelang und bestrahlen 
die umliegenden Zellen mit 
Alpha-Teilchen. Das verur-
sacht Knochentumore und 
Leukämie. Eingeatmete Uran-
partikel werden in der Lunge 
abgekapselt oder in regionale 
Lymphknoten transportiert, 
wo sie dauerhaft verbleiben 
und Krebs erzeugen können.

Es gibt inzwischen reichlich 
Fachliteratur über die schädli-
chen Wirkungen des Urans. In 
den Gesundheitsteil dieses 
Reports haben die Ergebnisse 
von über 100 wissenschaftli-
chen Arbeiten Eingang gefun-
den. Es sind vorwiegend expe-
rimentelle Studien an Zell-


